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«Das System stösst an seine Grenzen»
Der Basler Volksschulleiter Urs Bucher erklärt, warum eine Rückkehr zumehr Separation für den Erhalt der Integrativen Schule nötig ist.

Maria-Elisa Schrade

Die IntegrativeSchulewirdder-
zeit kontrovers diskutiert.
Schweizweit gehen Lehrperso-
nen auf die Barrikaden, weil sie
die Integrationeiner steigenden
Zahl förderbedürftiger Kinder
bei parallel zunehmendemLeis-
tungsdruck überfordert. Im
Kanton Basel-Stadt fordert der
Lehr- und Fachpersonenver-
band Freiwillige Schulsynode
(FSS) deshalb in einer Initiative
die Wiedereinführung von
Kleinklassen. Das will das Bas-
ler Erziehungsdepartement
zwar möglichst verhindern,
dochauchseingeplanterGegen-
vorschlag bedeutet eine Rück-
kehr zumehr Separation.

HerrBucher, vieleLehr-
personenverlangen, dass
Kindermit Förderbedarf
wiedermehr segregiert
werdenkönnen. Ist das
Modell der Integrativen
Schule gescheitert?
Urs Bucher: Nein, das sehe ich
nicht so. Die Integrative Schule
ist ein Erfolgsmodell bei uns in
Basel, aber auch sonst in der
Schweiz. Sie kommt aber mit
den bisherigen Mitteln – unter
anderem auch wegen der Zu-
nahme der Kinder und Jugend-
lichen, die Unterstützung brau-
chen –an ihreGrenzen.Deshalb
müssen wir zusätzliche Mass-
nahmen ergreifen, damit das
System Schule belastbar bleibt.

Ziel einer inklusivenBildung
ist es,möglichst alleKinder
gemeinsamzubeschulen.
Die geplantenMassnahmen
gehenaber einenSchritt in
dieumgekehrteRichtung.
WelcheBotschaft sendenwir
damit?
Das kann man verschieden le-
sen. Wir müssen eins sehen:
Integration vor Separation ist
die goldeneRegel, diebleibt be-
stehen. Aber in Basel habenwir
fast schon Integration statt Se-
paration gelebt.

Wasbedeutet daskonkret?
Das heisst, wir haben auch ver-
sucht,Kinder zu integrieren, bei
denen wir gemerkt haben, dass
das den Rahmen sprengt. Wir
haben aber die Verantwortung
für die ganze Klasse. Deshalb
gibt es Fälle, in denen ich als
Volksschulleiter eineSeparation
verfügt habe. Das wird es auch
weiterhin geben.

DaredenSie von sonder-
schulischenAngeboten.Das
Erziehungsdepartement
plant aber auchmehrSepa-
rationandenRegelschulen
inFormvonFörderklassen
oderFördergruppen.
Genau, das wäre unser Gegen-
vorschlag. Es läuft gerade die
Konsultation.Mal schauen,wel-
che Option die Lehrpersonen
und Verbände sowie die weite-
renKonsultationspartner präfe-
rieren.Aber ichwürdemirwün-
schen, dass esRichtungFörder-
gruppen geht.

Warum?
UnserbevorzugterAnsatzwäre,
Schülerinnen und Schüler mit

kognitivem Rückstand nur für
die Fächer Deutsch und Mathe
aus der Klasse zu nehmen und
inkleinenGruppenzuunterrich-
ten. Beim Rest würden sie mit
ihrerStammklasseweiterlaufen.

Primärverhaltensauffällige
Kinder sollenkünftig auf
eine sogenannteLerninsel
geschicktwerdenkönnen.
FürdieBetreuung ist eine
sozialpädagogischeFach-
kraft unterZunahmeeinzel-
nerLektionenHeilpädago-
gik vorgesehen.Reichtdas?
Ob das ausreicht, wird sich zei-
gen. Es ist ein Anfang, den wir
machen müssen. Die Idee ist,
dassKinder in einer akutenKri-
se aus einem Klassenverband
herausgenommenwerden kön-
nen.Das kann für zwei Stunden
sein oder für ein bis mehrere
Tage.

Unter zusätzlicherAbklä-
rung sollmöglich sein, dass
KindermehrereWochen in
einerLerninsel separat
betreutwerden.
DieLerninseln sollteneigentlich
nicht ein Gefäss sein, wo die
Kinder über längere Zeit blei-
ben. Sie sollten möglichst
schnell wieder in ihre Stamm-
klassezurückkehrenkönnen,wo
sie integriert sind. Würde in
Ausnahmesituationen ein Auf-
enthalt länger als zwei Wochen
dauern, müsste ich das verfü-
gen. Wir können die Kinder
nicht für längere Zeit separie-
ren, ohne dass wir das für ihre
Eltern anfechtbarmachen.

Einverhaltensangepasstes
Umfeld istmehrerenStudien
zufolgedaswichtigsteFör-
derkriteriumfür verhaltens-
auffälligeKinder. Provozie-
renSienicht eineweitere
Eskalationsstufe,wennsie
dieseKinderbei akuten
Krisenalle zusammen-
stecken?
Wenn Sie den Teufel an die
Wandmalenundsagen, eskom-
men sechs Kinder gleichzeitig,
die akut ausrasten, würde das,
wann immerSie ein solchesSys-
temhaben, zu einerÜberforde-
rung führen. Aber davon gehen
wir nicht aus. Es wird wahr-
scheinlich so sein, dass einzelne
Kinderkommenundschonnach
kurzerZeitwieder indieStamm-
klasse zurückgehen.

Inwiefernunterscheiden sich
dieLerninselnvonanderen
Time-out-Angebotenundder
Krisenintervention, diewir
schon inBasel-Stadthaben?
Warumbrauchenwirdieses
zusätzliche Instrument?

DieKriseninterventionsstelle ist
am Anfang in erster Linie bera-
tend da, sie kann nicht sofort
Kinder aufnehmen. Wir haben
vonLehrpersonenstarkgespürt,
dass sie unbedingt eine Flexi-
bilität vor Ort brauchen, die
ihnen erlaubt, schnell zu rea-
gieren.

Bestehtdabeinichtdas
Risiko, dassdas vonLehrper-
sonengenutztwird, um
Kinder auch längerfristig
auszusondern?
Die Gefahr besteht tatsächlich.
Daher ist es sehr wichtig, dass
wir dieses Instrument sorgfältig
einführen und die Lehrerinnen
undLehrergut zumUmgangmit
Lerninseln geschult werden.

WerdenLehr- undFachper-
sonenausreichenddarauf
vorbereitet,was esbedeutet,
in einer IntegrativenSchule
zuunterrichten?
DieLehrerausbildunghatdas in
den letzten Jahren in ihremCur-
riculum aufgenommen. Aber
das ist ein Bachelor mit einem
wahnsinnigdichtenProgramm.
Da ist derAnteil Sonderpädago-
gik relativ bescheiden.

Wie liesse sichdasändern?
Die Schweizerische Konferenz
der kantonalen Erziehungs-
direktoren (EDK)wünschtnicht
einen Masterstudiengang für
Primarschullehrpersonen. Die
pädagogischen Hochschulen
können jedochnichtnochmehr
in das Bachelorprogramm auf-
nehmen.Wirmüssen daher auf
das lebenslange Lernen der
Lehrpersonen setzen.

LebenslangesLernen ist
super. Es gibt aberkeine

Weiterbildungspflicht für
Lehrpersonen inBasel-
Stadt.
Die gibt es nicht, das stimmt.
Also es gibt sie indirekt. Im
Lehrauftrag ist diese enthalten:
85 Prozent der Arbeitszeit sind
fürUnterrichten, Vorbereitung,
Nachbereitung. 15 Prozent sind
zu drei gleichen Anteilen für
Weiterbildung, Mitarbeit in
Arbeitsgruppen, Teilnahme an
Sitzungen und Administratives
vorgesehen.

DieQualität vonBildung
wirdprimäranhandkogniti-
verLeistungenbewertet.
Stellenwirdiesedadurch
nicht immer inKonkurrenz
zurChancengerechtigkeit?
Es stimmt, dass sich die ÜGK
(Überprüfung des Erreichens
der Grundkompetenzen) und
Pisa-Tests primär auf kognitive
Fähigkeiten in Deutsch, Mathe
und Fremdsprachen abstützen.
Aber Schule ist viel mehr – Bil-
dungsqualität ist viel mehr als
nur diese Erhebungen.

WasdennzumBeispiel?
Bildungsqualität ist für mich
zumBeispiel auchSchultheater,
das sind Exkursionen, das ist
LernenamObjekt, das sindganz
viele Sachen, diewir nie erwäh-
nen, wenn wir nur von diesen
Leistungstests sprechen.

Wasbedeutendie imGegen-
vorschlagangedachten
Schulreformen fürdaskan-
tonaleBehindertenrechte-
gesetzunddieUNO-Behin-
dertenrechtskonvention?
Ich glaube, das steht in Konti-
nuitätmitdem,waswirmachen.
DieUN-Behindertenrechtskon-
vention besagt ja, dass alle An-

spruch auf ein inklusives Leben
haben, also auchauf eine Integ-
ration in die Gesellschaft. Und
das versuchen wir auch mög-
lichst konsequent andenVolks-
schulen umzusetzen.

Inwiefern?
Mit allen Massnahmen, die wir
treffen, versuchenwir, das inte-
grative System so gut wie mög-
lichauszubauen.Zurzeit spüren
wir eineGegenbewegung –dass
man wieder mehr Separation
will. Wir versuchen das durch
flankierende Massnahmen ab-
zufangen,damitdasGesamtsys-
tem Schule in einer Weise ent-
lastet wird, dass die Integration
trotz allem gelingen kann.

Ist das einMassnahmen-
paket, dasprimär förder-
bedürftigeKinder entlasten
soll oder ihreLehrpersonen?
Sowohl als auch. Wenn uns die
Lehrpersonen zurückmelden,
dass sie nicht mehr können,
müssen wir das ernst nehmen
und etwas dagegen tun. Sonst
kommt das System zum Ein-
bruch, unddann ist niemandem
gedient. Daher versuchen wir
den Spagat, gleichzeitig den
Lehrpersonen und den Schüle-
rinnen und Schülern zu helfen.

Siehabengesagt, für eine
erfolgreiche Inklusionbenö-
tigenwirHaltung,Wissen
undRessourcen:Wo liegt der
Fokus imGegenvorschlag?
Es braucht alle drei. Aber die
Ressourcen sindamschwierigs-
ten zu kriegen.Die Politikmuss
Geldsprechen,damites funktio-
niert. Der Regierungsrat bean-
tragt nun 16MillionenFranken,
damit wir dieses System trag-
fähigmachen können.

An den Basler Volksschulen soll wieder mehr separiert werden. Symbolbild: Nicole Nars-Zimmer
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vorSeparation
istdiegoldene
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